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Stellungnahme zum Anhörungsgegenstand am 24.3.2010 
Ausführungsgesetz zur Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über Ratingagenturen 
(Ausführungsgesetz zur EU-Ratingverordnung) Drucksache 17/716 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Dr. Wissing, 

nachfolgend erhalten Sie unsere Stellungnahme zum „Ausführungsgesetz zur 
EU-Ratingverordnung". 

Vorbemerkung: 

Positiv ist anzumerken, dass das Handeln des Staates im Rahmen seiner 
ihm übertragenen Fürsorgepflicht nach den Vorfällen im Vorfeld der Finanz­
krise unbedingt erforderlich geworden ist. 

Negativ ist dazu anzumerken, dass nicht Aktionismus weiter hilft, sondern 
vernünftige Gesetze, die den Zielen und der Realität Rechnung tragen. Wir 
schlagen deswegen zur Prüfung einige Ergänzungen vor: 

Verbesserungspotenziale im Gesetz 

1. Die Zuständigkeit der BaFin für die Überwachung der Ratingagentu­
ren ist zu präzisieren. 

Begründung: 

Aus der Beobachtung der Praxis wissen wir, dass bislang die BaFin im Rah­
men ihrer Finanzaufsicht häufig nur bei „kleinen" Finanzdienstleistern und 
ihren Prüfern aktiv und effektiv vorstellig geworden ist. 
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Die Arbeit der BaFin wurde von Mitgliedern des HRE Untersuchungsausschusses kri­
tisch beurteilt, teilweise wurde ihr sogar Versagen vorgeworfen. Wahrscheinlich nicht 
zu unrecht! 

Die Prüferauswahl entscheidet über das Ergebnis der Prüfung und die Art und Weise 
der Berichterstattung somit auch über die Qualität der Aufsicht, hier Ratingaufsicht. Wir 
haben aus der Beobachtung der Praxis den Eindruck gewonnen, dass die BaFin an 
kritischen Berichten wenig Interesse hat. 

Beispiele aus der Vergangenheit: 

a) Ein für die BaFin bis 2004 tätiger Einzelwirtschaftsprüfer hatte bei vier Prüfungen 
2004 nach § 44 KWG bei zwei Prüfungen Feststellungen, die zu Änderungen der 
Jahresabschlüsse führten. Konsequenz für diesen Berufskollegen: Dieser Wirt­
schaftsprüfer wurde seit 2004 nie mehr von der BaFin zur Abgabe eines Angebots 
für eine § 44 KWG-Prüfung aufgefordert. 

b) Bei der SachsenLB hat die KPMG in Absprache mit der BaFin den existenzgefähr­
denden und später tödlichen Conduit „Ormond Quay" nicht in die Stichprobe einbe­
zogen (Spiegel, 28/2008, S. 86). Mit dieser Vorgehensweise bei der Stichproben­
auswahl kommt man zu keinen oder nur unbedeutenden Feststellungen, dafür hat 
man als Aufsicht erstmal auch keinen Stress mit den großen Banken. Stressauslö­
sende, unangenehme Maßnahmen, wie Maßnahmen gegen den Vorstand wegen 
Unzuverlässigkeit werden vermieden. 

Die Auswertung des Auftragsvergabeverfahrens bei der BaFin offenbarte uns eine star­
ke Big4-Neigung, insbesondere für die zwei Platzhirsche unter den deutschen Ban­
kenprüfern: KPMG und PwC. Diese dominieren inzwischen auch die Sonderprüfungen 
der BaFin. 

Feststellung: Wenn Wettbewerb für Qualität sorgen soll, dann wird man sich schwer 
tun, bei den bisherigen BaFin-Prüfungen von Qualität zu sprechen. Wettbewerb ist 
etwas anderes. Beispiele aus der Auswertung der Auftragsvergaben: 

Im Jahr 2005 hat die PwC 80 BaFin Aufträge (mit 4,653 Mio. € Erlöse) erhalten, die 
Deloitte 58 (mit € 2,791 Mio. € Erlöse), der dritte im Bunde noch 13 Aufträge mit einem 
Volumen von 0,927 Mio. €. 

Für die Jahre 2006 und 2007 zeigt sich ein ähnliches Bild. Nur wurde die Deloitte 
gegen die KPMG ausgetauscht. Außerdem scheint die KPMG immer die dicken Fische 
an Land zu ziehen (2007: WestLB an die KPMG mit rd 2,1 Mio. EUR Einnahmen). 
Insgesamt hatte die BaFin ihre Überprüfungen auf Drängen der Finanzwirtschaft zu­
rückgefahren. 2006 wurden nur noch 136 Aufträge und 2007 nur noch 90 Aufträge an 
WPs vergeben. 

http://wp.net


wp.net - Stellungnahme vom 4.3.2010 an den Finanzausschuss wegen Gesetz zur Prüfung der Ratingagenturen I Seite 3 

Von den 136 Aufträgen 2006 gingen 113 an die Großen Gesellschaften, 2007 gingen 
von 90 Aufträgen 80 Aufträge an die Großen. Nicht mitgeteilt hat die BaFin, wie stark 
sie die Big4 bzw. Big2 wieder beauftragte. Aus unseren Recherchen geht aber hervor, 
dass allein das Sonderprüfungsmandat „WestLB" der KPMG 2007 rd 2,1 Mio. EUR 
Einnahmen bescherte. Unsere logischen Schlussfolgerungen hieraus: 

Die Prüferauswahl soll nicht der BaFin obliegen. 

Wir halten das Prüferauswahlverfahren bei der BaFin wegen der defensiven Berichter­
stattung über ihre Auftragsvergaben für intransparent. Wenn die BaFin schon im Vor­
feld der Auftragsvergaben wegen mancher Geheimhaltung die ausgewählten Prüfer 
nicht nennen darf, umsomehr sollte die Aufsicht Interesse daran haben, durch die 
nachträgliche Berichterstattung darüber für Transparenz zu sorgen. Auch die Prüfer 
der Jahresabschlussprüfungen werden im Unternehmensregister genannt. Die Offen­
legung lehnt die BaFin seit Jahren ab und wir müssen deswegen vermuten, dass die 
BaFin über die Bevorzugung der Big4/2 den Mantel des Schweigens legen möchte. An 
der Qualität der Big4-Prüfungen im Vergleich zu den übrigen Prüfern kann es nicht 
liegen, wie die Analyse der Testate der Bankenabschlüsse seit IFRS 2005 zeigt. 

Die Auswahl der Prüfer hat deswegen über eine andere Stelle zu erfolgen, die auch 
organisatorisch von dem Berichtsempfänger unabhängig ist. Wir schlagen deswegen 
die unabhängige Bundesbank als Auswahlstelle für den Ratingprüfer vor. 

2. Die Einschaltung der Wirtschaftsprüfer als ausführendes Prüfungsorgan ist zu 
präzisieren. 

Begründung: 

Bereits nach den aktuellen fachlichen Regeln (IDW PS 322: Verwertung der Arbeit von 
Sachverständigen, IDW HFA 6.5.2002) sind die Wirtschaftsprüfer verpflichtet, das 
Urteil der Ratingagenturen vor der Übernahme deren Bewertungsgrundlagen und 
-ergebnisse zu überprüfen. Der Abschlussprüfer muss ein eigenes Prüfungsurteil über 
die Bilanzposten und deren Inhalt abgeben. Ohne seine eigenverantwortliche Beurtei­
lung hat der Abschlussprüfer ein Prüfungshemmnis und müsste sein Testat einschrän­
ken. Trotz der intransparenten Ratingbewertung wurden deren „falsche" Urteile von 
den Bankenprüfer übernommen und das WP-Siegel daraufgesetzt. 

Prüfung muss zur Vermeidung der Erwartungslücke präzisiert werden! 

Wenn Wirtschaftsprüfer von Prüfung sprechen, muss dies nicht bedeuten, dass damit 
auch die Prüfung gemeint ist, die der Gesetzgeber in § 17 Abs. 5 E-WpHG unterstellt. 

Die Wirtschaftsprüfer sprechen bei solchen Sprachkonstellationen von einer Erwar­
tungslücke. Denn Prüfung kann schon eine reine Datenerhebung sein, Prüfung kann 
auch eine Aufbauprüfung sein, bei der der Prüfer seine Datenerhebung auf Plausibiliät 
überprüft. Prüfung kann auch eine Einzelfallprüfung sein, Prüfung kann auch eine IKS-
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Prüfung sein, bei der der Prüfer sich bei seinem Urteil auf das System des Prüflings 
abstützt, usw... 

Wenn der Gesetzgeber seinen Begriff „Prüfung" im Gesetz nicht präzisiert, wird die 
Aufsicht auch keine präzise Antwort erhalten und die Ratingprüfung könnte reiner For­
malismus werden. 

Deswegen schlagen wir vor, dass die Art und Weise der Prüfung und Berichterstattung 
darüber genauer im Gesetz beschrieben werden. 

Wegen der Qualität und Folgen der Prüfung für den Kapitalmarkt sollte die Prüfung nur 
von einem Wirtschaftsprüfer ausgeführt werden dürfen, also nicht auf Gehilfen de­
legiert werden können. Begründung: Der Einsatz von Gehilfen führt zur Verwendung 
von Checklisten, die das komplexe Umfeld der Ratingtätigkeit - systembedingt - nicht 
abbilden können. Die Checklisten hinken der Realität hinterher. Der Prüfungsgehilfe 
kann die Erwartung der Öffentlichkeit aber nicht erfüllen. Das Beantworten der Check­
listenfragen führt zu keiner angemessenen Ratingprüfung, Fehlurteile sind damit vor­
programmiert. 

Wir schlagen deswegen folgende Modifizierung des § 17 Abs. 5 E-WpHG vor: 

Unbeschadet des Absatzes 4 haben die Ratingagenturen die Einhaltung der in der Verord­
nung (EG) Nr. 1060/2009 geregelten Pflichten einmal jährlich durch einen von der Bundes­
anstalt Bundesbank beauftragten Prüfer prüfen zu lassen. Die Prüfung ist eine Funktionsprü­
fung und hat auch das System des Ratingsverfahrens zu umfassen. 

Die Bankenbank Bundesanstalt beauftragt als Prüfer Wirtschaftsprüfer oder 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die hinsichtlich des Prüfungsgegenstandes über ausrei­
chende Kenntnisse verfügen. Es können nur Wirtschaftsprüfer persönlich die Prüfung durch­
führen. Die Bundesanstalt legt das Datum des Prüfungsbeginns und den Berichtszeitraum 
fest. Die Bundesanstalt kann auf Antrag von der jährlichen Prüfung ganz oder teilweise ab­
sehen, soweit dies aus besonderen Gründen, insbesondere wegen der Art und des Um-
fangs der betriebenen Geschäfte, angezeigt ist. Die Bundesanstalt kann an der Prüfung teil­
nehmen. Die Bundesanstalt kann gegenüber den Ratingagenturen Bestimmungen über den 
Inhalt der Prüfung treffen und Schwerpunkte für die Prüfung festlegen, die vom Prüfer zu be­
rücksichtigen sind. Der Prüfer hat der Bundesanstalt unverzüglich nach Beendigung der Prü­
fung einen Prüfungsbericht einzureichen. Der Bericht hat über jede die in der Verordnung 
(EG) Nr. 1060/2009 geregelten Pflicht einzeln zu berichten (und nicht nur ein Gesamturteil 
abgeben). Über schwerwiegende Verstöße gegen die in der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009 
geregelten Pflichten hat der Prüfer die Bundesanstalt unverzüglich zu unterrichten. 

Für Rückfragen und auch als Sachverständige stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Michael Gschrei 
WP/StB 

Anlage: IDW PS 322 
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I D W Prüfungsstandard: Verwertung 
der Arbeit von Sachverständigen 
( I D W PS 322) 

(Stand: 6. 5. 2 0 0 2 ) 1 

1. Vorbemerkungen 

2. Allgemeine Anforderungen an die Verwertung der 
Arbeit von Sachverständigen 

3. Prüfungshandlungen des Abschlussprüfers bei der 

Verwertung der Arbeit von Sachverständigen 
3.1. Beurteilung der beruflichen Qualifikation 

und der fachlichen Kompetenz sowie der 
Unparteilichkeit und Unbefangenheit 

3.2. Beurteilung von Art und Umfang der 
Tätigkeit 

3.3. Beurteilung der Arbeitsergebnisse 

4. Dokumentation der Verwertung der Arbeit von 
Sachverständigen 

5. Auswirkungen der Verwertung der Arbeit von 
Sachverständigen für den Prüfungsbericht und 
den Bestätigungsvermerk 

6. Übereinstimmung mit ISA 

1. Vorbemerkungen 

(1) Das Ins t i t u t d e r W i r t s c h a f t s p r ü f e r in 
D e u t s c h l a n d e.V. ( I D W ) legt in d iesem 
IDW Prüfungsstandard d ie Berufsauffassung 

' Verabschiedet vom Hauptfachausschuss (HFA) am 6. 5. 2002. 
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dar, nach de r W i r t scha f t sp rü fe r unbescha­
d e t i h re r E igenverantwor t l i chke i t die A r ­
bei t von Sachverständigen bei de r A b ­
schlussprüfung als Prüfungsnachweis ver­
w e r t e n . 

(2) Sachverständige i .S.d. IDW Prüfungsstan­
dards sind Personen, Un te rnehmen ode r 
sonstige Einr ichtungen, sowe i t sie in Bere i ­
chen außerhalb de r Rechnungslegung ode r 
Abschlussprüfung über spezielle Fähigkei­
t en , Kenntnisse und Erfahrungen verfügen 
und in dieser Eigenschaft tät ig w e r d e n 2 . 
Dabei kann es sich u m e x t e r n e Sachver­
ständige handeln, die v o m zu prüfenden 
U n t e r n e h m e n ode r v o m Abschlussprüfer 
beauftragt w u r d e n . Ferner k o m m t auch in 
Bet racht , dass de r Sachverständige bei dem 
zu prü fenden Un te rnehmen ode r bei e i ­
nem m i t d iesem verbundenen U n t e r n e h ­
men angestel l t i s t 

N i c h t in den Anwendungsbere ich dieses 
IDW Prüfungsstandards fäl l t die V e r w e r t u n g 
de r A r b e i t eines im Prüfungsteam des A b ­
schlussprüfers beschäft igten Sachverständi­
gen. 

(3) D e r IDW Prüfungsstandard bet r i f f t A b ­
schlussprüfungen, d .h . Prüfungen von Jah­
res-, K o n z e r n - und Zwischenabschlüssen 
i .S.d. IDW Prüfungsstandards: Ziele und allge­
meine Grundsätze der Durchführung von Ab­
schlussprüfungen (IDW PS 200)\ Tz. 5. 

(4) N i c h t Gegenstand dieses IDW Prüfungsstan­
dards ist die Übe rnahme und V e r w e r t u n g 
von Prüfungsergebnissen eines anderen ex­
te rnen Prüfers (vgl. IDW Prüfungsstandard: 
Verwendung der Arbeit eines anderen exter­
nen Prüfers [IDW PS 320]Y sowie die Be­
rücksicht igung de r A r b e i t e n de r In ternen 
Revision (vgl. IDW Prüfungsstandard: Interne 
Revision und Abschlussprüfung [IDW PS 
321])*. D a r ü b e r hinaus gi l t dieser IDW Prü­
fungsstandard en tsprechend, w e n n ein 
W i r t scha f t sp rü fe r im Rahmen von Be­
auftragungen außerhalb der Abschluss­
p rü fung die A r b e i t eines Sachverständigen 
v e r w e r t e t (z.B. im Rahmen einer D u e -
Di l igence-Prüfung ode r Un te rnehmensbe­
wer tung ) . 

(5) D e r IDW Prüfungsstandard en tspr ich t dem 
In ternat ional Standard o n Aud i t ing (ISA) 

1 Dieser Sachverständigenbegriff geht über den des öffentlich bestellten und 
vereidigten Sachverständigen i.S.d. § 36 GewO hinaus. 

' FN-IDW 2000 S. 280. 
1 S. 326 In diesem Heft. 
1 S. 333 in diesem Heft. 

620 „Us ing the W o r k of an Exper t " 6 , so­
w e i t n ich t nat ionale gesetzl iche und berufs­
übl iche Besonderhei ten Abweichungen 
ode r ergänzende An fo rde rungen begrün­
den, die in Abschn. 6 dargestel l t sind. 

(6) D ieser IDW Prüfungsstandard ersetzt zu­
sammen mi t dem IDW PS 320 den 
Abschn. D.II.7. des Fachgutachtens 1/1988: 
Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung 
von Abschlussprüfungen7. 

2. Allgemeine Anforderungen an die Verwertung der 
Arbeit von Sachverständigen 

(7) D e r Abschlussprüfer muss sich zur o r d ­
nungsgemäßen Durch füh rung der A b ­
schlussprüfung grundlegende Kenntnisse 
über die Geschäftstät igkeit sowie das w i r t ­
schaftl iche und recht l iche Umfe ld des zu 
prü fenden Un te rnehmens verschaffen (vgl. 
IDW Prüfungsstandard: Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit sowie das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld des zu prüfenden 
Unternehmens im Rahmen der Abschlussprü­
fung [IDW PS 230]*, Tz . 5). G le ichwoh l 
kann es im Rahmen der Abschlussprüfung 
e r fo rder l i ch sein, Arbei tsergebnisse oder 
Untersuchungen Sachverständiger in die 
e igenverantwor t l i che Bildung des Prüfungs­
urtei ls einzubeziehen, da der Abschlussprü­
fer n icht die besondere Sachkenntnis haben 
kann, die für bes t immte Bereiche speziell 
qual i f iz ierte Personen, z.B. Versicherungs­
mathemat iker , Ingenieure ode r EDV-Spezi­
al isten besitzen. 

(8) Daher kann es im Ver lauf der Abschluss­
prü fung e r fo rde r l i ch sein, dass der A b ­
schlussprüfer, en twede r im Zusammenwi r ­
ken m i t dem zu prüfenden Un te rnehmen 
o d e r unabhängig von diesem, Prüfungs­
nachweise in Fo rm von Ber ichten, Gutach­
ten , Bewer tungen o d e r Feststellungen von 
Sachverständigen einhol t . Dies steht nicht 
in W i d e r s p r u c h zur Verpf l ich tung des A b ­
schlussprüfers, sich ein e igenverantwor t l i ­
ches Ur te i l zu bi lden. 

Eine Hinzuziehung von Sachverständigen 
kann z.B. geboten sein im Zusammenhang 
m i t 

• de r Bewer tung bes t immter A r t e n von 
Vermögensgegenständen, w ie G r u n d und 
Boden, Maschinen und maschinelle Anla­
gen, Kuns twe rke oder Edelsteine, 

' IFAC Handbook 2000, Technical Pronouncements, New York 2000. 343 ff. 
' FN-IDW 1989 S. 1. 
• FN-IDW 2000 S. 460. 
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• d e r B e s t i m m u n g des Umfangs u n d d e r 
phys ika l ischen Beschaf fenhe i t v o n V e r ­
m ö g e n s w e r t e n w i e z .B . E r d ö l r e s e r v e n 
o d e r sons t ige Bodenschä tze s o w i e d e r 
Res tnu tzungsdauer v o n Masch inen , 

• d e r B e w e r t u n g v o n V e r m ö g e n s g e g e n ­
s tänden u n d Schu lden auf d e r G r u n d l a g e 
v o n f i nanzw i r t scha f t l i chen B e w e r t u n g s ­
m o d e l l e n o d e r v e r s i c h e r u n g s m a t h e m a t i ­
schen M e t h o d e n (z .B . Pens ions rücks te l ­
lungen) , 

• d e r B e s t i m m u n g des Fer t igs te l lungs­
grades v o n un fe r t i gen A r b e i t e n u n d 

• de r r e c h t l i c h e n W ü r d i g u n g k o m p l e x e r 

Sachverha l te . 

E inschätzungen v o n Sachvers tänd igen k ö n ­
nen auch f ü r d ie Beu r te i l ung , o b in e i n e m 
b e s t i m m t e n U n t e r n e h m e n s b e r e i c h g e t r o f ­
fene M a ß n a h m e n nach § 91 A b s a t z 2 A k t G 
geeignet s ind , d ie gesetz l i chen A n f o r d e r u n ­
gen an d ie E in r i ch tung eines R i s i k o f r ü h e r -
kennungssys tems zu e r f ü l l en , n o t w e n d i g 
sein. Beisp ie lsweise k ö n n e n i m Bere i ch d e r 
U m w e l t r i s i k e n gegebenenfa l ls d ie Ergeb­
nisse e ines Va l i d ie rungsve r fah rens d u r c h 
e inen U m w e l t g u t a c h t e r v o n B e d e u t u n g 
sein (vgl. IDW Prüfungsstandard: Die Prüfung 
des Risikofrüherkennungssystems nach §317 
Abs. 4 HGB [IDW PS 340])'. 

(9) D i e N o t w e n d i g k e i t z u r H e r a n z i e h u n g v o n 
Sachvers tänd igen ha t d e r A b s c h l u s s p r ü f e r 
be re i t s im Rahmen d e r Prü fungsp lanung zu 
b e u r t e i l e n (vgl . I D W Prüfungsstandard: 
Grundsätze der Planung von Abschlussprüfun­
gen [IDW PS 240]", T z . 8 u n d 17). D a b e i 
s ind fo lgende A s p e k t e b e s o n d e r s zu be ­
rücks i ch t i gen : 

• d ie B e d e u t u n g des zu b e u r t e i l e n d e n 
Sachverhal tes f ü r das G e s a m t u r t e i l des 
Absch lussp rü fe rs 

• das v o n d e r A r t u n d d e r K o m p l e x i t ä t 
des zu b e u r t e i l e n d e n Sachverha l tes ab­
hängige Ris iko e ine r u n r i c h t i g e n Angabe 
o d e r Aussage in d e r Rechnungs legung 

• den U m f a n g und d ie Q u a l i t ä t v e r f ü g b a r e r 
a l t e rna t i ve r Prü fungsnachwe ise . 

(10) D e r Absch lussprü fe r hat d u r c h geeignete 
Prüfungshandlungen angemessene und aus­
re ichende Prüfungsnachweise d a r ü b e r zu e r ­
langen, o b die A r b e i t des Sachverständigen 
den Z w e c k e n d e r Absch lussprü fung genügt. 

' FN-IDW 1999 S. 350. 
" FN-IDW 2000 S. 464. 

3. Prüfungshandlungen des Abschlussprüfers bei der 
Verwertung der Arbeit von Sachverständigen 

(11) A r t u n d U m f a n g d e r V e r w e r t u n g d e r A r ­
be i t eines Sachvers tänd igen hängen davon 
ab, i n w i e w e i t d iese v o m Absch lussp rü fe r 
nachvo l l z iehbar ist. S o w e i t d e r Absch luss­
p r ü f e r n i ch t z u m i n d e s t in den wesen t l i chen 
Sch r i t t en b e u r t e i l e n kann , o b d ie A r b e i t 
des Sachvers tänd igen sachgerecht und 
schlüssig ist, k o m m t e ine V e r w e r t u n g n ich t 
in Be t rach t . 

3.1. Beurteilung der beruflichen Qualifikation und 
der fachlichen Kompetenz sowie der Unpartei­
lichkeit und Unbefangenheit 

(12) In w e l c h e m A u s m a ß u n d m i t w e l c h e r G e ­
w i c h t u n g Tä t i gke i t en b z w . Festste l lungen 
Sachvers tänd iger v e r w e r t e t w e r d e n k ö n ­
n e n , hängt v o n d e r fach l ichen K o m p e t e n z 
u n d d e r be ru f l i chen Q u a l i f i k a t i o n des Sach­
vers tänd igen s o w i e v o n dessen U n p a r t e i ­
l i chke i t , Unbe fangenhe i t und Eigenverant­
w o r t l i c h k e i t ab. 

(13) H i n w e i s e auf die be ru f l i che Qua l i f i ka t i on 
u n d fach l iche K o m p e t e n z des Sachverstän­
digen k ö n n e n be isp ie lsweise aus de r Fest­
s te l lung e ine r Berufszu lassung bzw. d e r 
Mi tg l iedschaf t in e ine r e n t s p r e c h e n d e n Be­
ru fso rgan isa t ion (z. B. i m Ins t i t u t d e r ve rs i ­
che rungsma thema t i schen Sachverständigen 
f ü r A l t e r s v e r s o r g u n g e.V. (IVS), das fü r sei ­
ne M i tg l i eder be ru fse th i sche und fachl iche 
G r u n d s ä t z e v o r g i b t ) s o w i e d e r Beur te i l ung 
d e r E r fah rung u n d des Ansehens des Sach­
vers tänd igen ( z .B . ö f fen t l i che Beste l lung 
u n d Ve re i d i gung als Sachvers tändiger d u r c h 
d ie I ndus t r i e - u n d H a n d e l s k a m m e r n - I H K ) 
in d e m f ü r d ie Er langung eines Prüfungs­
nachweises bedeu t samen Sachgebiet ge­
w o n n e n w e r d e n . 

(14) D e r Absch lussp rü fe r muss auch die per ­
sön l i che und w i r t s cha f t l i che Unabhäng igke i t 
s o w i e d ie U n p a r t e i l i c h k e i t und Unbe fan ­
genhe i t des Sachvers tänd igen gegenüber 
d e m zu p r ü f e n d e n U n t e r n e h m e n b e u r t e i ­
len . Das Ris iko e ine r Bee in t räch t igung de r 
U n p a r t e i l i c h k e i t u n d Unbe fangenhe i t des 
Sachverständigen ste ig t , w e n n d ieser bei 
d e m zu p r ü f e n d e n U n t e r n e h m e n beschäf­
t i g t ist o d e r m i t d e m zu p r ü f e n d e n U n t e r ­
n e h m e n in a n d e r e r F o r m v e r b u n d e n ist 
( z .B . d u r c h f inanzie l le Abhäng igke i t o d e r 
d u r c h das Ha l t en e ine r Bete i l igung). 

(15) D e r Absch lussp rü fe r hat w e i t e r zu b e u r t e i ­
len , o b aus re ichende , angemessene und fü r 
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den Absch lussprüfer v e r w e r t b a r e Prü­
fungsnachweise aus de r A r b e i t des Sach­
verständigen zu erlangen sind. Zwe i fe l an 
de r fachl ichen K o m p e t e n z ode r de r Unpar ­
te i l i chke i t und Unbefangenhei t eines v o m 
U n t e r n e h m e n beauftragten ode r von d ie­
sem angestel l ten bzw. m i t diesem ve rbun ­
denen Sachverständigen sol l ten m i t der 
Un te rnehmens le i tung e r ö r t e r t w e r d e n . So­
fern e r fo rde r l i ch , hat de r Abschlussprüfer 
zusätzl iche Prüfungshandlungen ode r ent ­
sprechende Nachweise von e inem anderen 
Sachverständigen e inzuholen. 

3.2. Beurteilung von Art und Umfang der Tätigkeit 

(16) D e r Absch lussprüfer hat ausreichende und 
angemessene Prüfungsnachweise darüber 
zu er langen, o b A r t und Umfang de r Tät ig­
ke i t des Sachverständigen den Z w e c k e n 
der Abschlussprüfung genügen. V o n Bedeu­
tung sind h ierbe i gegebenenfalls in schri f t ­
l ichen Anwe isungen des Un te rnehmens 
enthal tene Vorgaben für die Tät igkei t des 
Sachverständigen, die z .B . fo lgende Sach­
verha l te bet re f fen können : 

• Z ie lsetzung und Umfang der A r b e i t des 
Sachverständigen 

• eine Beschreibung der Sachverhalte, de­
ren Darste l lung der Abschlussprüfer im 
Gutachten des Sachverständigen e rwar te t 

• beabsicht igter Verwendungszweck der 
A r b e i t des Sachverständigen durch den 
Abschlussprüfer 

• Zugang des Sachverständigen zu den er­
fo rde r l i chen Aufzeichnungen und Un te r ­
lagen 

• Of fen legung eventuel l bestehender Ver ­
bindungen des Sachverständigen zu dem 
U n t e r n e h m e n 

• Anwe isung , dem Abschlussprüfer be­
s t immte Un te rnehmensda ten nicht zur 
Ver fügung zu stel len 

• I n fo rma t ionen zu den v o m Sachverstän­
digen zu t re f fenden Annahmen und anzu­
wendenden Ver fahren sowie zu deren 
kons is ten te r A n w e n d u n g im Zeitablauf. 

Liegen keine schr i f t l ichen Anweisungen des 
Un te rnehmens v o r , sol l te der Abschluss­
p rü fe r A r t und Umfang der Tät igke i t un ­
mi t te lbar m i t dem Sachverständigen ab­
s t immen. 

3.3. Beurteilung der Arbeitsergebnisse 

(17) D e r Absch lussprüfer hat zu prü fen, ob die 
A r b e i t e n des Sachverständigen als Prü­

fungsnachweis zur Beurte i lung der Aussa­
gen in der Rechnungslegung des Un te rneh ­
mens ve rwe r tba r sind. Dies schließt die 
Beur te i lung ein, o b die Aussagen in der 
Rechnungslegung m i t den wesendichen 
Feststellungen des Sachverständigen im 
Einklang stehen bzw. die in de r Rechnungs­
legung enthal tenen Aussagen des Un te r ­
nehmens stützen. Im Einzelnen hat der A b ­
schlussprüfer zu beur te i len: 

• die der A r b e i t des Sachverständigen zu­
grunde liegenden Ausgangsdaten 

• die get ro f fenen bzw. ve rwende ten A n ­
nahmen und Methoden sowie deren Ste­
t igke i t im Verhäl tn is zu V o r p e r i o d e n 

• die Feststellungen des Sachverständigen 
v o r dem H in te rg rund de r Gesamtkennt ­
nisse des Abschlussprüfers über die Ge­
schäftstät igkeit und das wir tschaft l iche 
und recht l iche Umfe ld des Un te rneh ­
mens sowie der Ergebnisse anderer Prü­
fungshandlungen. 

(18) U m zu beur te i len , o b der Sachverständige 
die den Umständen nach angemessenen 
Ausgangsdaten v e r w e n d e t hat, w i r d der 
Abschlussprüfer in Erwägung ziehen, 

• Befragungen zu den Maßnahmen des 
Sachverständigen durchzuführen, um 
festzustel len, o b die Ausgangsdaten aus­
re ichend, re levant und verlässlich sind 
sowie 

• selbst die Ausgangsdaten kr i t isch durch­
zusehen ode r einer Prüfung in St ichpro­
ben zu unterz iehen. 

(19) D e r Sachverständige ist dafür ve ran two r t ­
l ich, dass die zugrunde gelegten Annahmen 
und die angewandten Ver fahren sachge­
rech t und schlüssig sind. O h n e das Fach­
wissen des Sachverständigen zu besitzen, 
kann de r Abschlussprüfer n icht alle Annah­
men und Ver fahren des Sachverständigen 
h inter f ragen. Al lerd ings muss sich der A b ­
schlussprüfer - ggf. un ter Hinzuziehung des 
Sachverständigen - ein ausreichendes Ver­
ständnis von diesen Annahmen und Ver fah­
ren verschaffen, um auf der Grundlage der 
Kenntnisse über das Un te rnehmen (vgl. 
IDW PS 230) und den Ergebnissen aus den 
anderen Prüfungshandlungen abschätzen zu 
können, o b diese sachgerecht und schlüssig 
s ind. 

(20) Sowe i t der Abschlussprüfer die Ve rwe r ­
tung v o n Schätzungen eines Sachverständi­
gen beabsichtigt, kann auch ein Vergleich 
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der fü r vorhergehende Geschäfts jahre er­
m i t te l ten geschätzten W e r t e m i t den ta t ­
sächlichen Ergebnissen des jewei l igen Ge­
schäftsjahres H inweise auf die Angemes­
senhei t und Ver t rauenswürd igke i t der 
Schätzungen ergeben (vgl. IDW Prüfungs­
standard: Die Prüfung von geschätzten Wer­
ten in der Rechnungslegung [IDW PS 314]", 
Tz. 23) . 

(21) Sofern die Arbei tsergebnisse des Sachver­
ständigen keine ausreichenden und ange­
messenen Prüfungsnachweise erbr ingen 
ode r in W i d e r s p r u c h zu anderen Prüfungs­
nachweisen stehen, hat de r Absch lussprü­
fer we i t e re Maßnahmen zu ergre i fen, u m 
zu e inem hinre ichend s icheren Prüfungsur­
te i l zu gelangen. H ie r fü r können beispiels­
weise Besprechungen m i t dem U n t e r n e h ­
men bzw. dem Sachverständigen o d e r die 
V o r n a h m e w e i t e r e r Prüfungshandlungen, 
ggf. un te r Einbeziehung eines anderen 
Sachverständigen, in Frage k o m m e n . 

4. Dokumentation der Verwertung der Arbeit von 
Sachverständigen 

(22) D ie V e r w e r t u n g v o n Arbe i tsergebnissen e i ­
nes Sachverständigen hat de r Abschluss­
prü fer in den Arbe i tspap ie ren du rch Auf ­
zeichnungen zur Person des Sachverständi­
gen sow ie zu Gegenstand und Umfang der 
V e r w e r t u n g einschließlich de r W ü r d i g u n g 
der Arbei tsergebnisse zu d o k u m e n t i e r e n , 
sowe i t n icht berei ts de r Prüfungsber icht 
entsprechende Feststel lungen enthä l t (vgl. 
IDW Prüfungsstandard: Arbeitspapiere des Ab­
schlussprüfers [IDW PS 460]n, Tz . 9). 

5. Auswirkungen der Verwertung der Arbeit von 
Sachverständigen für den Prüfungsbericht und 
den Bestätigungsvermerk 

(23) Im Prüfungsber icht sind Aus führungen zu r 
V e r w e r t u n g und Einschätzung v o n A r b e i ­
ten Sachverständiger zu machen, die f ü r die 
Beur te i lung des Abschlussprüfers wesen t ­
l ich w a r e n . D ie Aus führungen müssen 
deut l ich machen, i nw iewe i t sich die Beur­
te i lungen des Abschlussprüfers auf die A r ­
bei t von Sachverständigen s tü tzen und w i e 
der Abschlussprüfer diese A r b e i t e in ­
schätzt (vgl. IDW Prüfungsstandard: Grund­
sätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei 
Abschlussprüfungen [IDW PS 450]", Tz . 14 
und 53). 

" FN-IDW 2001 S. 347. 
" FN-IDW 2000 S. 470. 
• FN-IDW 1999 S. 241. 

(24) Ha t sich de r Abschlussprüfer bei der Prü­
fung nach pf l ichtgemäßem Ermessen auf die 
Arbei tsergebnisse eines Sachverständigen 
gestützt , so sind hierauf verweisende Anga­
ben im Bestät igungsvermerk nicht zulässig, 
da die Gesamtve ran two r tung für die A b ­
schlussprüfung beim Abschlussprüfer ver ­
bleibt (vgl. IDW Prüfungsstandard: Grundsät­
ze für die ordnungsmäßige Erteilung von Be­
stätigungsvermerken bei Abschlussprüfungen 
[IDW PS 400]", Tz . 34). Dies gi l t auch 
dann, w e n n der Abschlussprüfer den Bestä­
t igungsvermerk aufgrund eines Sachverhal­
tes, bei dem das Prüfungsurtei l auf die A r ­
bei t eines Sachverständigen gestützt w i r d , 
e inschränkt o d e r versagt. 

(25) D i e fehlende V e r w e r t b a r k e i t der A rbe i t s ­
ergebnisse Sachverständiger (vgl. Tz. 23) 
kann ein Prüfungshemmnis darstel len, 
w e n n de r Abschlussprüfer n icht durch al­
ternat ive Prüfungshandlungen zu ausrei­
chenden Prüfungsnachweisen für ein m i t 
h inre ichender Sicherhei t zu tref fendes Prü­
fungsurtei l gelangen kann. Je nach Bedeu­
tung des Prüfungshemmnisses ist der Be­
stät igungsvermerk ggf. einzuschränken 
o d e r zu versagen. 

6. Übereinstimmung mit ISA 

(26) D ieser IDW Prüfungsstandard entspr icht 
dem Internat ional Standard on Aud i t ing 
(ISA) 620 „Us ing the W o r k of an Exper t " , 
sowe i t n icht nat ionale gesetzliche ode r be­
rufsübl iche Besonderhei ten die folgende 
Abwe ichung e r f o r d e r n : 

• A b w e i c h e n d von ISA 620.17, der dem 
Absch lussprü fer die Mög l ichke i t e in­
r äumt , sich bei de r Er läuterung der 
Einschränkung o d e r Versagung des Be­
stät igungsvermerks auf die A r b e i t des 
Sachverständigen zu beziehen o d e r sie 
zu beschre iben (einschl ießl ich de r Per­
son des Sachverständigen und des U m -
fangs de r Einbeziehung), ist nach deut ­
schem Recht aufgrund der ungetei l ten 
V e r a n t w o r t l i c h k e i t des Absch lussprü­
fers nach § 323 H G B ein H inwe is auf 
v o m Absch lussprü fe r v e r w e r t e t e A r ­
be i ten eines Sachverständigen n icht zu ­
lässig. 

(27) Gegenüber ISA 620 enthäl t dieser IDW Prü­
fungsstandard die folgenden ergänzenden 
Regelungen: 

" FN-IDW 1999 S. 325. 
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• Ergänzend zu ISA 620.6 w i r d in d iesem 
IDW Prüfungsstandard darau f h i ngew ie ­
sen, dass d e r A b s c h l u s s p r ü f e r bei d e r 
B e u r t e i l u n g d e r d u r c h das U n t e r n e h m e n 
g e t r o f f e n e n M a ß n a h m e n z u r E in r i ch tung 
eines R i s i ko f rühe rkennungssys tems ggf. 
d ie E inschätzungen a n d e r e r Sachvers tän­
d iger e i nzuho len h a t 

• Ergänzend zu ISA 620 .14 w e i s t d ieser 
IDW Prüfungsstandard darau f h in , dass es 
ggf. angemessen sein kann , w e n n d e r A b ­
sch lussp rü fe r im Falle d e r V e r w e r t u n g 
v o n Schätzungen eines Sachverständigen 
e inen V e r g l e i c h d e r v o n d e m Sachver­
s tänd igen f ü r v o r h e r g e h e n d e Geschäf ts ­
j ah re e r m i t t e l t e n geschätz ten W e r t e m i t 
den ta tsäch l i chen Ergebnissen des j e w e i ­
l igen Geschäf ts jahres v o r n i m m t u m H i n ­
we i se auf d ie A n g e m e s s e n h e i t u n d V e r ­
t r a u e n s w ü r d i g k e i t d e r Schätzungen zu 
e r langen . 

• Ergänzend zu ISA 6 2 0 w u r d e n in den 
IDW Prüfungsstandard A u s f ü h r u n g e n zu r 
B e r i c h t e r s t a t t u n g ü b e r d ie V e r w e r t u n g 
v o n fü r d ie B e u r t e i l u n g w e s e n t l i c h e n A r ­
be i tsergebn issen Sachvers tänd iger in den 
P rü fungsbe r i ch t u n d d ie A r b e i t s p a p i e r e 
a u f g e n o m m e n . 


